
Heimat im Heim?
Zur Unterbringung von Flüchtlingen in Steglitz-Zehlendorf

Freitagmorgen in der Clemens-Bren-
tano-Grundschule. Mathematik, dritte 
Klasse. Sieben mal sechs? Zweiundvier-
zig. Acht mal acht? Vierundsechzig. Es 
ist ein Mädchen, das sich immer wieder 
als erste meldet. Safi ist eine der besten 
Rechnerinnen, auch wenn sie das Ergeb-
nis nicht richtig aussprechen kann. Die 
anderen Kinder stört das nicht – Gum-
mitwist funktioniert schließlich auch 
ohne Worte. Safi hat es in ihrer Heimat 
Syrien vielleicht auch irgendwann ein-
mal gespielt, bevor ihre Familie dort um 
ihr Leben fürchten und fliehen musste. 

Bürgerkriege, Verfolgung und Willkür. 
In vielen Staaten Afrikas, Osteuropas 
und Asiens begeben sich Menschen auf 
eine oftmals gefährliche Reise, um in Eu-
ropa in Sicherheit leben zu können. Im 
Jahresverlauf 2013 ist die Zahl der bun-
desweit gestellten Erstanträge auf Asyl 
auf knapp 110.000 angestiegen, davon 
allein im Oktober knapp 13.000. Im ge-
samten Jahr 2012 waren es gut 77.500, 
im Jahr 2011 knapp 53.000. Syrien liegt 
bei den Herkunftsländern mittlerweile 
auf dem ersten Platz, gefolgt von Serbi-
en und Mazedonien. Die Frage, welche 
Flüchtlinge in Deutschland einen Asyl-
antrag stellen dürfen, wird im Europäi-
schen Verordnung Nr. 343/2003 („Dublin 
II“) festgelegt. Wie die Lasten auf die ein-
zelnen Bundesländer umgelegt werden, 
regelt der so genannte „Königsteiner 
Schlüssel“. Berlin nimmt danach 2013 
etwa 5 Prozent der Asylsuchenden auf. 
Zum Vergleich: In Nordrhein Westfalen 
sind es 21 Prozent, in Bayern 15 Prozent. 

Zuflucht im Berliner Südwesten
Um die Verteilung auf die Berliner 

Bezirke wird hart gerungen. Steglitz-
Zehlendorf betreut zwar als einziger 
Stadtteil minderjährige unbegleitete 
Flüchtlinge in der Wupperstraße. Zu-
sammen mit den Flüchtlingen im Heim 
in der Klingsorstraße sind es dennoch 
insgesamt lediglich 160 Menschen, die 
bei uns Zuflucht finden. Aufnehmen soll 
der Bezirk jedoch 900 Personen. Weil 

es nach Darstellung des Bezirksbürger-
meisters Norbert Kopp (CDU) keine ge-
eigneten Liegenschaften in Steglitz-Zeh-
lendorf gibt, blieb es bisher bei diesem 
Gegensatz. Seit einigen Monaten sind 
jedoch zwei Gebäude in der Goerzallee 
in den Fokus der Diskussion geraten. In 
den Nummern 311 und 307, direkt an der 
Straße, gegenüber vom Gewerbegebiet 
und abseits der Wohnbebauung sollen 
etwa 400 Asylsuchende untergebracht 
werden. Wann genau das sein wird, ist 
unklar. Bestehende Mietverträge so-
wie Informationen über den schlechten 
baulichen Zustand der Gebäude, Män-
gel beim Brandschutz und Fluchtwegen 
deuten aber darauf hin, dass sich die 
notwendigen Verfahren bis weit in das 
kommende Jahr hineinziehen können - 
das Ergebnis ist offen.  

Willkommenskultur im Bezirk
Der Streit über diese Liegenschaften 

hat aber bereits zur Verunsicherung in 
der Bevölkerung beigetragen. Die Inte-
grationsbeauftrage Marina Roncoroni 
will deshalb die Bürgerinnen und Bür-
ger informieren, ansässige Träger ver-
netzen und eine Willkommenskultur im 
Bezirk etablieren. Neben der wichtigen 
Aufgabe, Ängste zu nehmen und  da-
mit auch Vorurteilen den Nährboden 
zu entziehen, steht jedoch nach wie vor 
die Frage nach einer menschenwürdi-
gen Unterbringung im Raum. Die damit 
verbundenden Aufgaben müssen im 
Bezirksamt und in der Bezirksverordne-
tenversammlung endlich mit Priorität 
bearbeitet werden.  Dazu gehört auch 
die Suche nach Wohnungen, vor allem 
für die Familien. Denn „ein Heim, noch 
dazu in so einer Lage, ist immer ein Ort 
der Stigmatisierung“, so Günther Schul-
ze, Vorsitzender der AG Migration der 
SPD Steglitz-Zehlendorf. Eine Beteili-
gung am Leben in der Nachbarschaft ist 
dort nicht möglich. Auch das Netzwerk 
Integration Südwest, ein Zusammen-
schluss von mehr als 40 Organisationen, 
stellt klar, dass die Unterbringung von 

Flüchtlingen in der Goerzallee nur eine 
Übergangslösung sein kann. 

Bezirksamt wartet ab
„Die Menschen, die zu uns kommen, 

haben Kinder. Wir brauchen also Schul-
plätze und Freizeitangebote. Wenn die 
Komplettversorgung im Heim stattfin-
det, ist das keine Integration“, betont 
auch Renate Krohm, Bezirksverordne-
te der SPD Steglitz-Zehlendorf. Sie hat 
die zuständige Schulstadträtin  Cerstin 
Richter-Kotowski (CDU) bereits mehr-
fach in großen und kleinen Anfragen 
ersucht, die Maßnahmen zu schildern, 
die bisher getroffen wurden, um Flücht-
lingskinder zu beschulen und ihre Inte-
gration zu erleichtern. Ohne konkrete 
Zahlen darüber, wie viele Kinder in der 
Goerzallee untergebracht werden sol-
len, sieht sich die Schulstadträtin jedoch 
bisher nicht in der Lage, Vorbereitungen 
zu treffen. Völlig unverständlich für Re-
nate Krohm: „Es könnten beispielsweise 
zusätzliche Lehrkräfte beim Land ange-
fordert werden, es gibt doch Vergleichs-
zahlen aus anderen Bezirken“, sagt sie.  

Dass Safi seit Schuljahresbeginn in 
der Clemens-Brentano-Schule unter-
richtet wird, ist deshalb auch  nicht das 
Verdienst des Bezirksamtes. Der Träger 
ihrer Unterkunft, die GIERSO GmbH, 
hatte sich direkt mit der Schulleitung in 
Verbindung gesetzt und die Beschulung 
geregelt. Für alle Kinder und ihre Famili-
en, die künftig zu uns kommen werden, 
müssen andere Lösungen her – inklu-
sive begleitender Sprachkurse für die 
Kinder. Die Flüchtlinge brauchen keine 
Ausgrenzung, sondern eine Zukunft in 
Lichterfelde.

Jana Kellermann
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Liebe Leserin, lieber Leser!
Zimtsterne und Spekulatiuspa-

ckungen im Supermarkt Anfang Ok-
tober konnte man noch ignorieren. 
Weihnachtsbeleuchtungen in den 
Schaufenstern und Einkaufsstraßen 
sind dann die ersten Hinweise auf 
die Adventszeit, die wir wahrneh-
men. Sie scheinen nicht in die Zeit zu 
passen, haben wir doch bis kurz vor 
Weihnachten noch zu viel zu tun, um 
in besinnliche Stimmung zu kom-
men. Und überhaupt, dieser ganze 
Kommerz...

Bis hierhin haben Sie beim Lesen 
sofort zugestimmt, oder? Aber viel-
leicht liegt der Fehler nicht beim 
frühzeitigen Weihnachtsschmuck, 
sondern auch bei uns selbst? Viel-
leicht wäre es richtig, in der Advents-
zeit schon mal ein bißchen Ruhe ein-
kehren zu lassen – vielleicht nur ganz 
kurz, ein paar Minuten am Tag? Man 
könnte darüber nachdenken, was ei-
nem wirklich wichtig ist, bevor man 
wieder dem unvermeidlichen All-
tagsstress nachgeht. Vielleicht könn-
te man sich auch für das nächste Jahr 
vornehmen, öfter mal innezuhalten?

Auch Politik und Medien täte das 
ganz gut. Im Minutentakt der Agen-
turmeldungen geht der Sinn für 
Wesentliches verloren, und das ist 
nicht die Alleinschuld der Medien. 
Politikerinnen und Politiker hetzen 
den Schlagzeilen hinterher, obwohl 
es langen Atem braucht: Existenzsi-
chernde Löhne, gute und chancenge-
rechte Bildung, anständiger Umgang 
mit Flüchtlingen, bessere Kinderbe-
treuung und Altenpflege... Das geht 
gerade nicht mit Hektik, sondern 
eher mit Beharrlichkeit – aber dann 
wollen wir Wählerinnen und Wähler 
auch Ergebnisse sehen!

Mit freundlichen Grüßen
 
 

Ihr Martin Matz
Vorsitzender SPD Lichterfelde-West
matz@spd-lichterfelde.de

„Achtung, Schlot fällt!“
Das Heizkraftwerk Lichterfelde soll bis 2016 auf den neuesten techni-
schen Stand gebracht und klimafreundlich saniert werden-

Schön mögen sie 
vielleicht nicht sein, 
aber seit Anfang der 
siebziger Jahre doch 
Wegweiser und Wahr-
zeichen: die drei knapp 
160 Meter hohen, 
markanten Türme des 
Heizkraftwerks am 
Ostpreußendamm, 
welche die Silhouette 
von Lichterfelde we-
sentlich prägen. 

Dieses gewohn-
te Bild soll sich bis 
2016 geändert haben, 
wenn der Rückbau der Türme abge-
schlossen und der Umbau hin zu einem 
Gas- und Dampfturbinen Heizkraftwerk 
vollzogen ist. Der Abriss der dunklen 
Schlote ist Ende 2015 vorgesehen, auch 
einer der drei Kühltürme soll bis dahin 
das Zeitliche segnen. Dazu werden rund 
380 Millionen Euro investiert.

Weniger CO2, mehr Wirkung
Das 1972 erstmals in Betrieb genom-

mene Kraftwerk wurde damals noch 
mit Schweröl befeuert und nach dem 
Prinzip der Kraft-Wärme-Kopplung ge-
nutzt. Es hatte einen Wirkungsgrad 
von etwa 70 Prozent. Es soll nunmehr 
mit Erdgas befeuert werden, eine Gas-
turbine und die ungenutzte Wärme 
eine Dampfturbine antreiben. So wird 
einerseits Strom umweltfreundlicher 
erzeugt und langfristig die Fernwärme-
versorgung des Berliner Südwestens 
gesichert. Damit kann dann bis zu 90 
Prozent der im Brennstoff enthaltenen 
Energie nutzbar gemacht werden. Diese 
technische Umrüstung des Kraftwerks 
soll jährlich bis zu 170.000 Tonnen des 
klimaschädlichen CO2 einsparen.

Nach einem etwa 15 Monate wäh-
renden Vergabeverfahren (das wieder-
holt werden musste) hat der spanische 
Kraftwerksbauer Iberdrola den Auftrag 
zur Umrüstung des Kraftwerks erhal-
ten. 

Es kann nicht verkannt werden, dass 
ein so grundlegender Umbau mit Lärm- 
und Schmutzbelästigungen der Anwoh-
ner einhergeht. Dabei setzt Vattenfall 
jedoch auf Transparenz und Bürgerbe-
teiligung, indem ein Besucherzentrum 
die Möglichkeit bietet, sich im Einzel-
nen über das Kraftwerk zu informieren 
und Fragen zu stellen. 

In Anbetracht von BBI und Co scho-
ckiert es den Berliner kaum noch, dass 
auch Vattenfall seinen ursprünglichen 
Zeitplan nicht wird einhalten können. 
Danach sollte die Braunkohlestromver-
sorgung in Berlin insgesamt bis 2016 
durch Gas- und Biomassenutzung er-
setzt werden. Ein Ende der Braunkoh-
lenutzung wird nunmehr Ende 2020 
oder gar später erwartet. Auch die 
Verzögerung am Bau des Lichterfelder 
Kraftwerks ist unter Umwelt- und Kli-
maschutzgesichtspunkten bedauerlich, 
denn mindestens vier Tonnen CO2 hät-
ten bei Einhalten des ursprünglichen 
Zeitplans bereits eingespart werden 
können.

Die SPD Lichterfelde West wird die 
baulichen Fortschritte weiter beobach-
ten und hofft, dass keine weiteren Ver-
zögerungen auftreten, damit das Kraft-
werk Lichterfelde seinen Beitrag zur 
Reduzierung der Umweltbelastungen 
und zum Klimaschutz leisten kann. 

Shila Allabaei

Im Internet: www.spd-lichterfelde-west.de
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Termine 2014
Die SPD Lichterfelde-West trifft sich zwei Mal im Monat. Auf der Webseite www.
spd-lichterfelde-west.de geben wir die Themen und ReferentInnen unserer Ver-
sammlungen bekannt. Interessierte sind herzlich eingeladen, an unseren Veran-
staltungen teilzunehmen:

Di 14.01, Mi 29.01., Di 18.02., Mi 12.03., Di 25.03
Ort: Restaurant Enzian, Enzianstr. 5, 12203 Berlin, gegenüber S-Bhf. Botanischer Garten

Die Europawahlen finden am 25.05.2014 statt!

Die drei Türme müssen einem neuen Kraftwerk weichen.



Unsere SPD-Bundestagskandidatin Dr. Ute Finckh-Krämer hat es geschafft!
Damit gibt es jetzt auch eine SPD-Bundestagsabgeordnete für Steglitz-Zehlendorf 

WiLi: Auch die WiLi-Redaktion möch-
te Dir ganz herzlich zum Einzug in den 
Deutschen Bundestag als Abgeordnete 
der SPD für Steglitz-Zehlendorf gratulie-
ren. Zunächst ein Rückblick – kannst Du 
Dich noch an den Abend des 22. Septem-
ber 2013 erinnern, so zwischen 18 und 20 
Uhr, als wir alle gemeinsam die ersten 
Hochrechnungen geschaut haben? Was 
war Deine erste Reaktion? 

Ute: Zunächst war ich mir nicht sicher, 
dass ich in den Bundestag komme. Ich 
hielt es aber – als Mathematikerin, die 
verschiedene Möglichkeiten durchge-
rechnet hatte – für möglich, dass ich 
über die Landesliste in den Bundestag 
einziehen kann. Als die ersten Ergeb-
nisse zeigten, dass die Wahlbeteiligung 
hoch war und FDP und AfD nicht 5% 
erreichen würden, war ich mir schon 
ziemlich sicher. 

WiLi: Wann bekamst Du die Informa-
tion, dass es tatsächlich geklappt hatte, 
über die Landesliste der SPD in den Bun-
destag einzuziehen? 

Ute: Zunächst hatte ich kurz und 
schlecht geschlafen. Nach dem Aufwa-
chen um 6 Uhr habe ich gleich ins Inter-
net geschaut: geschafft! Dann habe ich 
gefrühstückt und es allen Familienmit-
gliedern mitgeteilt.

WiLi: Jetzt ein Zeitsprung: einen Mo-
nat nach der Bundestagswahl fand am 
22. Oktober 2013 die erste Sitzung des 
Deutschen Bundestages in neuer Zu-
sammensetzung statt. An was erinnerst 
Du Dich besonders?

Ute: Mir wurde schlagartig klar, dass 
für mich etwas völlig Neues beginnt. Ich 
merkte, welchen Respekt ich vor diesem 
„Hohen Haus“ habe. 

Gleichzeitig waren meine Gefühle 
stark von der Tatsache bestimmt, dass 
dieser 22. Oktober 2013 der 30. Jahres-
tag der Friedensdemonstrationen ge-
gen den NATO-Doppelbeschluss war, 
der die Stationierung von atomaren 
US-Mittelstrecken-Raketen in Deutsch-
land vorsah. Über 1.3 Millionen Men-
schen protestierten an diesem Tag im 
Herbst 1983 in ganz Deutschland, da-
von allein 200.000 Menschen mit einer 
Menschenkette zwischen Stuttgart und 
Neu-Ulm. Ich hatte von meinem dama-
ligen Studienort Tübingen aus daran 
teilgenommen. Gut 500.000 Menschen 
waren zudem zum Protest im Hofgar-
ten der Bundeshauptstadt Bonn ver-
sammelt. Diese Protestbewegung, die 
aber leider die Stationierung der Rake-
ten im November 1983 nicht verhindern 

konnte, hat meine 
pazifistische Haltung 
bestimmt.

Aktuell hat mich an 
meinem ersten Tag 
als Bundestagsabge-
ordnete besonders 
gefreut, dass Edelgard 
Bulmahn mit einem 
sehr guten Ergebnis 
zu einer der Vizeprä-
sidentinnen des Deut-
schen Bundestages 
gewählt wurde.

WiLi: Da Du in den 
letzten 13 Jahren im 
Bundespresseamt ge-
arbeitet hast, warst 
Du an den Politikbe-
trieb schon gewöhnt, hattest sicherlich 
das Geschehen aber mehr von außen 
betrachtet. Jetzt bist Du Insiderin. Was 
macht diesen Unterschied aus?

Ute: Ab jetzt kann ich nicht mehr nur 
beobachten, sondern gestalten. Jetzt 
kann ich die Medien, die ich bisher ana-
lysiert hatte, für meine Arbeit nutzen.

WiLi: Zur Vorbereitung der kommen-
den Arbeit des Bundestages gehört die 
Zuordnung der einzelnen Abgeordne-
ten zu den Arbeitskreisen der Fraktion 
und den Ausschüssen des Bundestages. 
Wo wirst Du in Zukunft mitarbeiten?

Ute: Die Ausschüsse des Deutschen 
Bundestages werden voraussichtlich 
erst im Januar bestimmt. Ich habe 
mich als ordentliches Mitglied für den 
„Auswärtigen Ausschuss“ und für den 
Unterausschuss „Abrüstung, Rüstungs-
kontrolle, Nichtverbreitung“ beworben. 
Stellvertretendes Mitglied würde ich 
gerne im „Ausschuss für Menschen-
rechte und humanitäre Hilfe“ oder im 
Unterausschuss „Zivile Krisenpräventi-
on“. Es gibt voraussichtlich einen Frak-
tionsarbeitskreis, der alle diese Themen 
umfasst.

WiLi: Was werden Deine Arbeits-
schwerpunkte sein? 

Ute: Wie schon aus meinen Wünschen 
für die Mitarbeit in den Bundestagsaus-
schüssen ersichtlich ist, stehen die zivile 
Konfliktbearbeitung, die Unterstützung 
von Friedensprozessen, die Abrüstung 
und die Einschränkung von Rüstungs-
exporten im Mittelpunkt. Aber auch um 
das aktuelle Thema Datenschutz möch-
te ich mich kümmern. 

WiLi: Wo siehst Du Verknüpfungen zu 
Deinem Wahlkreis in Steglitz-Zehlen-
dorf? 

Ute: Ich möchte im Wahlkreis präsent 
sein, dort hingehen, wo die Steglitzer 
und Zehlendorfer aktiv sind, z.B. bei der 
AWO, in den Kleingärten, den Nachbar-
schaftszentren und Kirchengemeinden. 
Gleichzeitig möchte ich die Kontakte zu 
den sozialen Einrichtungen und Betrie-
ben vertiefen.

Für meine außen- und friedenspoli-
tischen Aktivitäten sind auch die Bot-
schaften im Wahlkreis und die Berghof 
Peace Foundation in Dahlem, das The-
ma Friedensforschung innerhalb der Po-
litikwissenschaftgen an der FU und das 
Niemöller-Haus wichtig. 

WiLi: Wo und wie wirst Du organisa-
torisch die Möglichkeit schaffen, dass 
die Steglitzer und Zehlendorfer mit Dir 
Kontakt aufnehmen können?

Ute: Ich suche derzeit in der Nähe 
des S-und U-Bahnhofs Rathaus Steglitz 
nach Räumen für mein Wahlkreisbüro. 
Mein Abgeordnetenbüro ist Unter den 
Linden 50, wo ich telefonisch unter der 
Telefonnummer 227 73846 erreichbar 
bin. Meine Bundestags-Mailadresse 
lautet ute.finckh-kraemer@bundestag.
de. Natürlich bin ich auch über meine 
Webseite (www.finckh-kraemer.de) und 
über Facebook erreichbar.

WiLi: Welche weiteren Informations-
quellen wird es geben?

Ute: Ich überlege, ob ich mit Hilfe ei-
nes Newsletters Interessierte über mei-
ne Arbeit informiere.

WiLi: Wir würden uns freuen, wenn 
Du in Zukunft auch „Wir in Lichterfel-
de“ zur Information an die Lichterfelder 
nutzen würdest und danken Dir für die-
ses Gespräch.

Das Interview führte Jörg Hennerkes

Jan Kellermann
Sprecher für Wirtschaft, Personal, Europa

Weitere Ausschüsse:
• Schule
• Sport

jan.kellermann@spd-lichterfelde.de

Martin Matz
Haushaltspolitischer Sprecher

Weitere Ausschüsse: 
• Bau und Immobilien
• Gesundheit und Gleichstellung

martin.matz@spd-lichterfelde.de

Für Lichterfelde in der Bezirksverordnetenversammlung (BVV)

www.spd-fraktion-steglitz-zehlendorf.deWie funktioniert Bezirkspolitik?

Wettlauf gegen die Zeit
Keine Neonatologie, keine Notfallambulanz: Neugeborene, Babys und Kleinkinder müssen im Notfall in 
andere Bezirke transportiert werden 

Steglitz-Zehlendorf hat sich verjüngt: 
In den letzten Jahren sind viele Familien 
in den Bezirk gezogen. Der Kitabedarfs-
atlas vom Sommer 2013 bestätigt, dass 
die Zahl der unter 6-jährigen Einwoh-
ner fast überall angestiegen ist. Mit ei-
nem weiteren Zuwachs wird gerechnet. 
In Lichterfelde-West hat vor allem das 
Schweizer Viertel hunderte junge El-
tern angezogen. Es überrascht deshalb 
wenig, dass es nirgendwo im Bezirk so 
viele Babys und Kleinkinder gibt wie 
in der Region Drakestraße: 2.350 unter 
6-Jährige wohnen hier.   

Transport in andere Bezirke
Auf Kinder, die hier zur Welt kommen 

oder ernsthaft erkranken, ist Steglitz-
Zehlendorf jedoch in medizinischer Hin-
sicht nicht eingestellt: Im Jahr 2008 ist 
die letzte Geburtshilfe mit angeschlos-
sener Neonatologie und Perinatalzen-
trum am Campus Benjamin Franklin 
geschlossen worden. Dort befand sich 
auch die letzte interdisziplinäre Ret-
tungsstelle für Babys und Kleinkinder. 

Seitdem kommt es in Notfällen im-
mer wieder zu Komplikationen oder 
sogar Todesfällen während des langen 

Transports der Kinder im Ret-
tungswagen bis nach Tem-
pelhof, Mitte, Wedding, Fried-
richshain oder Buch. Kostbare 
Zeit geht verloren, weil es we-
der in den zwei verbliebe-
nen Geburtsstationen noch 
in den anderen Ambulanzen 
möglich ist, Babys und Klein-
kinder auch nur zu beatmen. 
Das vorhandene medizinische 
Besteck ist einzig für Erwach-
sene ausgelegt.  

SPD fordert Notfallambulanz
Ein unhaltbarer Zustand. Die SPD-

Fraktion in der Bezirksverordnetenver-
sammlung hat deshalb im September 
2013 beantragt, in Steglitz-Zehlendorf 
wieder eine Geburtsklinik mit Neonato-
logie und Perinatalzentrum sowie eine 
Notfallambulanz für Babys und Klein-
kinder einzurichten. Der Antrag wur-
de bereits im Gesundheitsausschuss 
beraten,  fand jedoch keine Mehrheit. 
Allerdings haben sich CDU, Grüne und 
Piraten der Forderung nach einer Not-
fallambulanz angeschlossen, die an sie-
ben Tage in der Woche 24 Stunden eine 

kinderärztliche Versorgung sicherstellt. 
Das Bezirksamt ist nun aufgefordert, 
sich beim Land Berlin dafür einzuset-
zen, dass es in absehbarer Zeit eine 
Kindernotambulanz am Krankenhaus 
Waldfriede oder an der Charité Cam-
pus Benjamin Franklin geben wird. Bis 
dahin bleibt den jungen Eltern nur zu 
hoffen, dass sich ihre Kinder lediglich 
einen Arm brechen. In diesem Fall wer-
den die kleinen Patienten nämlich fast 
um die Ecke im Heliosklinikum Emil von 
Behring behandelt. 

Isabel Miels (BVV Steglitz-Zehlendorf) 
und Jana Kellermann

Dr. Ute Finckh-Krämer, MdB

WiLi-Kommentar von Jörg Hennerkes

Apropos: Stadtwerk
Ja, es ist richtig, die Fehler der Ver-

gangenheit zu korrigieren, als Funktio-
nen der kommunalen Daseinsvorsorge 
privatisiert wurden. Es ist richtig, die 
kommunale Energie- und Wasserver-
sorgung in die Hand der Stadt zu neh-
men wie schon jetzt die kommunale 
Abfallentsorgung. Doch bevor das um-
fassend geschieht, gilt es inne zu hal-
ten und dann ein in sich schlüssiges 
Konzept zu erstellen. Nicht die Finan-
zierung darf der Ausgangspunkt sein, 

sondern eine solche Konzeption. Nun 
haben gut 600.000 Berlinerinnen und 
Berliner beim vom Berliner Energietisch 
initiierten Volksentscheid am 3. Novem-
ber 2013 für diese Initiative gestimmt. 
Nicht alles, was dort postuliert wurde, 
kann auch umgesetzt werden. Das gilt 
aber auch für ein Stadtwerk wie vom 
Berliner Senat angestrebt, das sich aus-
schließlich auf die erneuerbaren Ener-
gien gründet. Auch wenn das nötige 
Quorum von 25 % beim Volksentscheid 

nicht erreicht wurde, so ist es ein Ge-
winn, denn noch nie wurde so intensiv 
über die zukünftige Energieversorgung 
der Stadt diskutiert. Und damit sollte 
jetzt nicht Schluss sein. Alle Beteiligten 
sollten diese Situation nutzen, um ge-
meinsam zu einer Konzeption für eine 
ökonomisch wie ökologisch sinnvol-
le, versorgungssichere und damit zu-
kunftsfähige Energieversorgung für das 
wachsende Berlin zu kommen.       

Das Behring-Klinikum in Zehlendorf.


